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So gesehen So sieht es    HArm Bengen   

Ukraine-Hilfe   

Europa    
schläft noch    
Von Jan Drebes, Büro Berlin

Der britische Premierminister hat sich sehr viel Zeit gelas-
sen. Seit eineinhalb Jahren ist er im Amt, und erst jetzt 

hat er es mal nach Berlin geschafft, um Bundeskanzler Olaf 
Scholz (SPD) einen Antrittsbesuch abzustatten. Das allein sagt 
schon etwas darüber aus, wie sich das deutsch-britische Ver-
hältnis seit dem Brexit abgekühlt hat. Und doch ist Rishi Su-
nak an diesem Mittwoch zu einem richtigen Zeitpunkt ins 
Kanzleramt gekommen. Denn es bedarf eiliger Entscheidun-
gen mit Blick auf den Abwehrkampf, den die Ukraine seit 
mehr als zwei Jahren gegen Russland führt. Und trotz aller 
Differenzen stehen Deutschland und Großbritannien in die-
sem Punkt eng beieinander. Bei ihrem Treffen haben Scholz 
und Sunak eine „gemeinsame Verständigung“ formuliert, die 
neben militärischen Kooperationen beider Länder Druck aus-
üben soll auf die anderen Staaten in Europa. 

Doch zur Wahrheit gehört auch, dass es weder Scholz noch 
Sunak bislang vermocht haben, ihre Führungsrolle bei den 
Ukraine-Hilfen in konkrete Zusagen anderer großer Staaten 
wie Frankreich, Spanien und Italien umzumünzen. Das zeigt 
leider, dass Europa auch nach mehr als zwei Jahren Krieg 
noch immer nicht vollständig aufgewacht ist. Es ist die Aufga-
be von Scholz und Sunak, den Druck nicht nur zwischen den 
Zeilen in einer gemeinsamen Erklärung zu erhöhen. Das Weg-
ducken von Ländern wie Frankreich, das sonst auch gern zum 
Führungszirkel in Europa gehört, muss ein Ende nehmen. 
Bleibt zu hoffen, dass am Freitag Verteidigungsminister Boris 
Pistorius (SPD) bei einem Besuch seines französischen Amts-
kollegen Sébastien Lecornu am Freitag etwas erreichen kann.   

@ Den Autor erreichen Sie unter forum@infoautor.de    

Zeichnung: Harm Bengen

Zitat des Tages

Es geht darum, dass es nicht sein kann, dass direkt gewähl-
ten Abgeordneten der Einzug ins Parlament verwehrt 

wird. Das ist undemokratisch. (...) Es ist ein Angriff auf den Sü-
den, ein Angriff auf Bayern, auch ein Angriff auf die CSU.

Martin Huber, 
CSU-Generalsekretär, 

im „RTL-Frühstart“ zur Klage gegen der Wahlrechtsreform der Ampel 
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Luise Charlotte Bauer über die EU, Korruption und 
Vetternwirtschaft

Von Alexander Will

Bundespräsident Frank-
Walter Steinmeier hat ein 

Buch unter seinem Namen 
veröffentlicht. Es sind 140 Sei-
ten geworden, die schon im 
kommenden Jahr vergessen 
sein dürften. 

Steinmeier will anlässlich 
von 35 Jahren Mauerfall und 
75 Jahren Grundgesetz fest-
stellen, was das „Wir“ in die-
sem Land sein kann und soll, 
was Ost- und West-, Neo- und 
Altdeutsche verbindet. Dazu 
gibt’s eine Tour durch die ak-
tuelle deutsche Problemlage 
des Jahres 2023, historische 
Exkurse und freies Räsonieren 
über „Gemeinschaft“, „demo-
kratischen Patriotismus“ und 
all jene, die etwa andere Vor-
stellungen von diesem „Wir“ 
haben. 

Der SPD-Mann offenbart 
zunächst ein aus der Zeit ge-
fallenes historisches Verständ-
nis. Er reaktiviert die ausge-
lutschte Fritz-Fischer-These 
von der direkten Linie einer 
historischen Entwicklung von 
1871 zu 1933. Dabei klingt er 
wie ein Geschichtslehrer der 
80er Jahre in Karl-Marx-Stadt. 

Die Forschung ist freilich 
längst weiter. In ihrer platten 
Scheinlogik fasziniert die Fi-
scher-These aber offenkundig 
noch immer – auch Staats-
oberhäupter. 

Doch seien wir gnädig: Ein 
Politiker mit intellektuellen 
Wurzeln in den 60er Jahren 
kann nicht alle Wendungen 

lich die des Redaktionsmit-
glieds einer im Pahl-Rugens-
tein-Verlag erscheinenden ju-
ristischen Quartalszeitschrift. 
Pahl-Rugenstein aber wurde 
zu Propagandazwecken von 
der SED finanziert.

Hauptanliegen des Bundes-
präsidenten ist es, Gemein-
samkeit in diesem Deutsch-
land zu beschwören. Das läuft 
auf Konstruktion hinaus: Die 
Erfahrungen von Ost- und 
Westdeutschen waren eben in 
den Jahren vor 1989 und auch 
in den Jahren danach funda-
mental andere. Und nein – 
nicht „Wir haben uns vor 35 
Jahren von der SED-Diktatur 
befreit“. Es waren die Ostdeut-
schen selbst und allein. 

Dieser Versuch, den wich-
tigsten historischen Identifi-
kationspunkt der Ostdeut-
schen – ihre Befreiung durch 
eigenes Tun – gesamtdeutsch 
zu sozialisieren, ist fast schon 
dreist. Das gilt auch für die 
Klage des Politikers, es gebe zu 
wenig Ostdeutsche in „wichti-
gen Leitungspositionen“. Man 
möchte fragen, was Stein-
meier in seiner Zeit als Außen-
minister getan hat, um Abhilfe 
zu schaffen. 

Jenseits des Historischen 
verkennt Steinmeier in sei-
nem Essay Grundsätze des li-
beralen Staates, von dem er so 
häufig spricht. Indem er das 
„Wir“ über das „Ich“ stellt, ist 
sein Denken kollektivistisch. 
Er verkennt, dass Verfassun-
gen keine Dokumente sind, 
die Einzelne in Kollektive 

Rezension  Frank-Walter Steinmeiers Buch „Wir“ sucht Erlösung im Kollektiv

Eine Predigt für die Deutschen 
historischer Forschung verfol-
gen. Vielleicht hätten seine Re-
denschreiber helfen können. 
Sie hätten dann gleich noch 
verhindern können, dass mys-
tische Begriffe wie „Ge-
schichtsplan“ und „historisch 
folgerichtig“ im Buch auftau-
chen. 

Was dagegen fehlt, ist die 
kritische Würdigung des histo-
rischen Wirkens der politi-
schen Linken, in deren Tradi-
tion sich Steinmeier bewegt. 
Keine Rede davon, dass seine 
SPD in den 80er Jahren die 
Wiedervereinigung längst ab-
geschrieben hatte, die DDR an-

erkennen wollte. Keine Rede 
auch vom Linksterror der 60er 
Jahre, ebenso wenig wie vom 
islamischen Terror. 

Auffallende Milde lässt der 
Autor in der Beurteilung der 
DDR walten, geht es um den 
Alltag der Leute dort. Das ist 
nun tatsächlich neueste Mode 
in der DDR-Rezeption. Da ist 
die Rede von „Jugendweihe“, 
„freien Tagen an der Ostsee“ 
und „Zusammenhalt“. Das al-
les gab es. Aber dieser „Zusam-
menhalt“ war der Zusammen-
halt von Gefängnisinsassen, 
nicht der Zusammenhalt 
freier Menschen. Auch hier 
wollen wir mild sein. Stein-
meier hatte schließlich seine 
eigene DDR-Erfahrung, näm-

Der Text zum  Anhören, 

gesprochen vom Autor  

  unter www.nwzonli-
ne.de/podcasts/

zwingen. Es sind Dokumente, 
die den Schutz des Einzelnen 
vor denen begründen, die 
Macht ausüben. Sie formulie-
ren Abwehrrechte des Einzel-
nen gegen den Staat.

Der wirklich liberale Staat 
postuliert zudem keine Pflicht 
zur Mitwirkung – aber er 
schützt vehement das Recht 
darauf, in Ruhe gelassen zu 
werden. 

Jeder Patriotismus, sei er 
nationalistisch oder der von 
Steinmeier erwünschte „de-
mokratische Patriotismus“, 
produziert doch immer kol-
lektivistische Zwänge. Und 
nochmals nein – der wirklich 

liberale Staat stiehlt seinen 
Bürgern auch keine Lebenszeit 
per Allgemeiner Dienstpflicht. 
Auch diese Süppchen wärmt 
Steinmeier in seinem Essay 
wieder auf. 

Fazit: Im Grunde erfahren 
wir in „Wir“ nichts Neues. Wer 
Steinmeiers Reden der vergan-
genen Jahre kennt, ist im Bilde 
und kann sich die Lektüre spa-
ren. Der Text wimmelt vor Er-
mahnungen und ähnelt stre-
ckenweise einem im Prediger-
Ton gehaltenen religiösen 
Traktätchen. 

Wer das lesen möchte, soll-
te sich die 14 Euro sparen und 
das Buch kostenlos auf der Sei-
te des Bundespräsidenten he-
runterladen. 
P @  https://bit.ly/BupraeWir

Das politische
Buch

Darüber müssen wir noch mal reden

Die Europäische Union hat 
ein Korruptionsproblem. 

Mit Vorteilsannahme und Vet-
ternwirtschaft höhlen Politi-
ker die EU aus und setzen so 
die Zukunft des Bündnisses 
aufs Spiel. 

Markus Pieper wurde von 
Kommissions-Präsidentin 
und CDU-Europaspitzenkan-
didatin Ursula von der Leyen 
zum Mittelstandsbeauftrag-
ten der EU-Kommission beru-
fen. So weit, so gut. Jedoch gab 
es neben dem CDU-Mann aus 
Deutschland zwei weitere 
Kandidatinnen aus Tsche-
chien und Schweden, die im 
Bewerbungsverfahren besser 
als Pieper abgeschnitten ha-
ben sollen. Der Verdacht der 
Vetternwirtschaft steht im 
Raum. Das Europäische Parla-
ment mahnte von der Leyen 
nun ab. Vier Kommissare äu-
ßerten schriftlich „Fragen zur 
Transparenz und Unvoreinge-
nommenheit“. Besonders be-
merkenswert: einer von ihnen 
ist Thierry Breton, in dessen 
Zuständigkeit  der Posten des 
Mittelstandsbeauftragten 
fällt. Er scheint als zuständiger 
Kommissar bei der Auswahl 
Piepers übergangen worden 
zu sein. Nun verzichtet Pieper 
auf den Posten. Eine Äuße-
rung auf X wirft jedoch die 
Frage auf, für wie lang. „Die 
Dinge werden nach den Euro-
pawahlen mit den absehbaren 
neuen Mehrheiten anders 
aussehen“, kündigt er dort an.

Pieper ist nicht von der Ley-
ens einziges Problem: Das 
Europäische Parlament ver-
klagt ihre Kommission wegen 
freigegebener Gelder an 

Ungarn, die New York Times 
verklagt sie auf Einsicht in 
Textnachrichten zwischen ihr 
und Pfizer-CEO Albert Bourla, 
die Europäische Staatsanwalt-
schaft soll laut „Politico“-Be-
richten in Sachen „Pfizergate“ 
gegen von der Leyen ermit-
teln. Es entsteht der Eindruck 
einer Kommissions-Präsiden-
tin, die nach ihren eigenen Re-
geln und Interessen handelt.

Aber nicht nur die Kom-
mission ist Skandal-gebeutelt. 
Im Dezember 2022 erschütter-
te „Katargate“ um die damali-
ge Vize-Parlamentspräsiden-
tin Eva Kaili (fraktionslos, ehe-
mals S&D) und weitere Abge-

ordnete die EU. Der Verdacht: 
Einflussnahme aus dem Aus-
land auf politische Entschei-
dungen der EU. Kein Einzelfall: 
Das zeigt „Russiagate“ um 
AfD-Europaspitzenkandidat 
Maximilian Krah. Noch im-
mer können Lobbyisten von 
der Öffentlichkeit unbemerkt 
Einfluss auf die Politik der EU 
nehmen. So sieht es auch der 
EU-Rechnungshof. Die Ver-
schärfung der Transparenzre-
geln nach „Katargate“ war also 
bisher nicht ausreichend. Das 
neue EU-Ethikgremium, das 
konservative Abgeordnete ab-
lehnen, wird da kaum Abhilfe 
leisten. Seine Berichte sind 
anonymisiert und nicht ver-
bindlich. Ein zahnloser Tiger.
@ Die Autorin erreichen Sie unter 

Bauer@infoautor.de

Zukunft der Europäischen 
Union steht auf dem Spiel

Die Kolumne von  der Au-

torin gelesen finden Sie 

  unter www.ol.de/kor-
ruption


